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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe den Tagesordnungs-

punkt 10 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Christoph Maier, Martin 

Böhm u. a. und Fraktion (AfD)

zur Änderung des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes (Drs. 19/1985)

- Zweite Lesung -

Gesamtredezeit der Fraktionen: 29 Minuten. Ich eröffne die Aussprache und erteile 

Herrn Abgeordneten Winhart, AfD-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir beraten jetzt den Gesetzentwurf in der Zweiten Lesung. Ich war etwas 

überrascht, dass Sie sich noch nicht mal dazu bewegen konnten, in den Ausschüssen 

darüber ordentlich zu debattieren. Es ist immer das Gleiche: Es kommt ein guter, auch 

pragmatischer Vorschlag von der AfD, der bei Ihren kommunalen Vertretern durchaus 

Anklang findet. Dann wird er in kürzester Zeit niedergebügelt. Sie haben auch keine 

konstruktiven Beiträge geleistet, etwa einen Änderungsantrag eingebracht. Nein, es 

herrscht Ignoranz an allen Ecken und Enden. Deswegen können wir heute den Ge-

setzentwurf nochmals in seiner Urform debattieren. Ich hoffe, dass sich der eine oder 

andere doch ein Herz nimmt, hier mit Blick auf die Patienten etwas zu tun.

Wir haben in den letzten Wochen einiges erleben müssen. In Berlin kommt jetzt tat-

sächlich die Debatte über das Krankenhausgesetz und über die Krankenhausfinanzie-

rung allmählich in Gang; denn wir mussten zuvor erleben, dass Kiffen wichtiger war 

als das Krankenhaus. Das haben wir hier oft genug mitbekommen. Da hat man gera-

de bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN auf etwas Besserung und eine andere 

Prioritätensetzung gehofft. Aber nein, das ist nicht der Fall. Hier in Bayern setzt man 

dieses Jahr, wie man es bei den Haushaltverhandlungen hören durfte, vorrangig auf 
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Frauengesundheit und Wechseljahre, aber nicht auf die Finanzierung unserer baye-

rischen Krankenhäuser.

Meine Damen und Herren von der Koalition, ich sage Ihnen ganz klar: Wenn Sie jetzt 

darauf spekulieren, dass unsere bayerischen Krankenhäuser vor die Hunde gehen

(Michael Hofmann (CSU): Was ist das für eine blödsinnige Unterstellung! So ein 

Quatsch! – Lachen bei der AfD)

und man das zur Bundestagswahl 2025 – oder wann auch immer sie kommen wird –

den Leuten von Rot-Grün und vielleicht auch Gelb in die Schuhe schieben kann, dann 

verrechnen Sie sich massiv.

– Herr Hofmann, Sie können eigentlich nur froh sein, dass ich heute so gut gelaunt 

bin; echt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Darauf spekulieren Sie. Ansonsten würden Sie sich bewegen und schauen, dass Sie 

unsere bayerischen Krankenhäuser ansatzweise finanziert bekommen. Aber was 

hören wir gerade immer von Ihnen: Bayern sei in der gesamten Europäischen Union 

die sechstgrößte Volkswirtschaft. Das Geld fließe in Strömen. Das sei überhaupt kein 

Problem. Für alles haben wir Geld. Auch für die zweite Stammstrecke übernehmen wir 

Aufgaben, die eigentlich Sache des Bundes wären. Auch darum kümmern Sie sich. 

Aber wenn es um die Gesundheit der eigenen Leute geht, ducken Sie sich weg. Sie 

wollen hier eben nicht investieren, obwohl Sie es könnten. Herr Hofmann, schämen 

Sie sich. Schämen Sie sich!

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der CSU)

– Beruhigen Sie sich mal wieder. Das ist schlecht für den Kreislauf. Es gibt demnächst 

weniger Krankenhäuser. Was Sie hier machen, ist hoch gefährlich.

(Zuruf von der CSU)
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Wer sich zu Recht aufregt, sind Ihre Landräte und Ihre Oberbürgermeister von der 

CSU, Herr Hofmann. Denen nehmen Sie demnächst ihre Krankenhäuser weg.

(Michael Hofmann (CSU): So ein Quatsch!)

Die fragen Sie dann natürlich: Was macht die CSU-Fraktion hier im Bayerischen Land-

tag? Warum verweigern Sie die finanzielle Unterstützung unserer Krankenhäuser? 

Das müssen Sie denen erklären. Den Wählern draußen erklären wir es, weil Sie nicht 

willens sind. Warum Sie es nicht sind, können Sie hier nachher selber erklären.

Wichtig ist auf jeden Fall: Die Staatsregierung lässt sich mit Unterstützung der Koali-

tion jegliche Planungshoheit im Namen der Krankenhausplanung, die unsere eigene 

Landeshoheit ist, aus den Händen nehmen.

(Zuruf von der CSU: Sie verdrehen die Tatsachen! Unglaublich!)

Wie wollen Sie denn noch eine Krankenhausplanung machen, wenn die Krankenhäu-

ser der Reihe nach wegbrechen, weil sie sich von den Kreisen nicht mehr finanzieren 

lassen? Aber auch alle privaten Träger, die im Landeskrankenhausplan enthalten sind, 

fallen Ihnen weg. Im Jahr 2023 waren 89 % der Kliniken defizitär. Deshalb muss man 

das Thema angehen. Wir machen es nicht mit der Gießkanne und gehen auch hier mit 

dem Steuergeld der Bürger ordentlich um. Wir wollen, dass hier entsprechende Kredi-

te vergeben werden,

(Zuruf von der CSU)

damit das Geld zurückfließt, wenn die Krankenhäuser demnächst hoffentlich Gewinne 

erwirtschaften können. Es ist ganz klar: Die Rettung gilt nicht nur den öffentlichen 

Häusern, sondern beispielsweise auch denen der kirchlichen Träger, die als Vertrags-

krankenhäuser in unserem Plan enthalten sind. Die Rettung gilt natürlich auch für den 

privaten Anbieter; denn wenn dieser pleite ist, springt keine Gemeinde, keine Kommu-

ne und kein Landkreis mehr ein. Dann ist das Haus weg, verloren und steht für die 

Krankenhausplanung nicht mehr zur Verfügung.
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Denken Sie an die Patienten. Denken Sie an die Rettungsdienstleistenden, die länge-

re Wege zu fahren haben. Denken Sie an die Angehörigen. Sie haben vorhin beim 

Pflegendenvereinigungsgesetz über die Pflegedienstleistenden gesprochen, die dann 

auch weiter zur Arbeit fahren müssen. Das, was Sie hier machen, ist unsozial. Folgen 

Sie unserem Antrag und unserem Gesetzentwurf. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist Herr Kollege 

Patrick Grossmann für die CSU-Fraktion.

Patrick Grossmann (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen, ver-

ehrte Kollegen! Lieber Herr Kollege Winhart, wir sind hier nicht bei "Wünsch dir was". 

Ich habe bereits bei meinem ersten Redebeitrag zum Antrag der AfD auf Änderung 

des Gesetzes über den kommunalen Finanzausgleich darauf verwiesen, dass es wohl 

der Zauberei und der Hexerei bedarf, alle Milliarden-Wünsche der AfD-Fraktion zu fi-

nanzieren: eine Milliarde mehr für unsere Krankenhäuser; eine Milliarde mehr für un-

sere Kommunen; eine Milliarde mehr für die Schuldentilgung. Wo soll denn das hinfüh-

ren? Das ist haushaltspolitisches Harakiri, was Sie da durchführen, Herr Kollege 

Winhart.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Dabei bedarf es letztendlich gar keiner Hexerei; denn es muss sich einfach jeder nur 

um seine Aufgaben kümmern. Lieber Herr Kollege Winhart, der Bund hat den gesetzli-

chen Auftrag, für eine auskömmliche Betriebskostenfinanzierung unserer Krankenhäu-

ser zu sorgen. Über 80 % der bayerischen Krankenhäuser schreiben derzeit Defizite. 

Das bedeutet, der Bund kommt seiner Aufgabe derzeit nicht nach.

Was ist jetzt die Lösung? Was machen wir jetzt? Die AfD fordert, dass der Freistaat 

Bayern eine Milliarde Euro über Kredite an die Krankenhäuser ausreicht und dann 

sogar noch Anteilseigner wird. Das ist doch abenteuerlich. Die Lösung ist ganz ein-
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fach: Zur kurzfristigen Verbesserung der Wirtschaftlichkeit muss noch in diesem Jahr 

der Landesbasisfallwert unterjährig angepasst werden. Die seit der Corona-Pandemie 

nicht mehr auskömmlich finanzierten Preissteigerungen im Personal- und Sachbereich 

müssen den Krankenhäusern rückwirkend ausgeglichen und in der rechnerischen 

Basis bei der Ermittlung des Landesbasisfallwerts für 2025 berücksichtigt werden.Ver-

ehrte Kolleginnen und Kollegen der Ampelkoalition, zur Finanzierung muss man im 

Bundeshaushalt auch die richtigen Prioritäten setzen.

Es ist angesprochen worden: Jetzt hat also unser Bundesgesundheitsminister endlich 

eine neue Reform auf den Weg gebracht, nämlich die Krankenhausreform; aber die 

Krankenhausreform ist so, wie sie vorgelegt wurde, kein Allheilmittel für die finanziel-

len Nöte unserer Krankenhäuser. Das System auf die Vorhaltefinanzierung statt der 

Fallpauschalen umzustellen, hört sich erst einmal sehr gut an. Weder sichert es aber 

dauerhaft den Erhalt der kleinen Krankenhäuser, noch bietet es eine angemessene 

Vergütung für unsere großen Krankenhäuser, die aufgrund der Mindestmengenrege-

lung zusätzliche Leistungen übernehmen müssen.

Die angenommene Selbstverständlichkeit, dass Krankenhäuser jede der ihnen zuge-

wiesenen Leistungsgruppen auch erbringen wollen, entspricht nicht der Realität, da 

wirtschaftliche Zwänge dies nicht zulassen werden. Wir haben keine und wir leben in 

keiner Planwirtschaft, verehrte Kollegen von der SPD, auch wenn Sie das ab und zu 

gern hätten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Bei dem vorliegenden Entwurf handelt es sich keineswegs um eine Vorhaltefinanzie-

rung der entstandenen Kosten für die Krankenhäuser, sondern nur um eine andere 

Form der fallzahlabhängigen Erlösfinanzierung. Der Bundesgesundheitsminister führt 

die Öffentlichkeit aufgrund der irreführenden und zum Teil falschen Aussagen zum 

Thema der Vorhaltefinanzierung in die Irre. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kran-

kenhausreform bedarf dringend deutlicher Korrekturen.
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Es bleibt die Frage, was uns die von Karl Lauterbach vorgelegte Krankenhausreform 

hinsichtlich einer auskömmlichen Betriebskostenfinanzierung bringt. – Nichts. Wir 

brauchen einfach mehr Geld im System. In diesem Punkt gebe ich den Kollegen der 

AfD recht. Es geht ja auch. Bayern macht es vor: Der Freistaat ist nämlich zuständig 

für die Investitionen in den Krankenhausbau.

Wir haben in diesem Haushalt unsere Mittel zusammen mit den Kommunen um 

157 Millionen Euro aufgestockt. Somit stehen sowohl im Jahr 2024 als auch im 

Jahr 2025 jeweils 800 Millionen Euro für Investitionen in den Krankenhausbau zur Ver-

fügung. Im Laufe der Legislaturperiode werden wir diese Mittel auf eine Milliarde Euro 

anwachsen lassen. Damit stärkt Bayern seine Krankenhäuser insbesondere im ländli-

chen Raum. Wir machen und erledigen unsere Hausaufgaben, und das ist gut so.

Zurück zum Entwurf der AfD. Ich habe es schon erwähnt: Ihr Vorschlag, den Sie gera-

de angesprochen haben, Kredite an die kommunalen Krankenhäuser, an die kirchli-

chen Krankenhäuser und sogar an die privaten Krankenhäuser zu verteilen, ist aben-

teuerlich. Es vermischt die Aufgaben zwischen Bund, Land und Kommunen. Das ist 

nicht der beste Weg, deshalb ist der Vorschlag abzulehnen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es gibt eine Zwischenbemerkung 

von Herrn Abgeordnetem Huber von der AfD-Fraktion.

Martin Huber (AfD): Herr Grossmann, wir haben uns über dieses Thema ja schon ein-

mal unterhalten. Ich bin selbst im Krankenhausauschuss in Erding. Ich kenne die Pro-

blematik. Wenn Sie sagen, wir sind für die Investitionen zuständig, haben Sie recht; 

aber wie sollen wir noch investieren, wenn wir die Unterhaltskosten nicht mehr zahlen 

können? – Herr Lauterbach macht seine Arbeit nicht, und wir in Bayern schauen zu. 

Das ist nicht fadenscheinig. Die erste Aufgabe aller Politiker ist die optimale ärztliche 

Versorgung der Bürger in Bayern. Wir sind für Bayern zuständig. Wenn er die Haus-

aufgaben nicht macht, dann müssen doch wir etwas machen.
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Wir haben keine Zeit mehr. Ob es Kredite sein werden oder andere Hilfen, ist egal. 

Entscheidend ist, dass im ländlichen Raum Hilfe gebraucht wird. Da sind Sie gefor-

dert, etwas zu machen. Wenn unser Entwurf nicht durchgeht, fordere ich Sie auf: Hel-

fen Sie den Krankenhäusern im ländlichen Raum, da wir sie sonst zum großen Teil 

verlieren. Das hat mit Partei nichts zu tun.

(Beifall bei der AfD)

Patrick Grossmann (CSU): Herzlichen Dank, Herr Huber, dass Sie dem Freistaat 

Bayern und uns bescheinigen, dass wir unsere Hausaufgaben machen, indem wir ge-

nügend Mittel für Investitionen in die Krankenhäuser zur Verfügung stellen. Auf der an-

deren Seite, und das habe ich ja ausgeführt, ist nun einmal der Bund zuständig. Wir 

können hier nicht beliebig einspringen. Es gibt seitens des Bundes genügend Möglich-

keiten, finanzielle Mittel umzuschichten. Deshalb bleibe ich dabei: Jeder muss sich um 

seine Hausaufgaben kümmern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Gross-

mann. Der nächste Redner ist für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Herr Kolle-

ge Andreas Krahl.

Andreas Krahl (GRÜNE): Herr Präsident, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Bei 

dem vorgelegten Gesetzesentwurf merkt man eindeutig und ausdrücklich, dass die 

AfD nicht verstanden hat, wie Krankenhausfinanzierung in dieser Republik funktioniert,

(Widerspruch bei der AfD)

dass die AfD nicht verstanden hat, wie das Krankenkassensystem in dieser Republik 

funktioniert, dass die AfD nicht verstanden hat, wie man Gesetzesanträge hier ein-

bringt, dass die AfD nicht verstanden hat, wie Politik hier gemacht wird, und dass die 

AfD überhaupt keine Berechtigung hat, hier für irgendjemanden zu sprechen.
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(Beifall bei den GRÜNEN, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

In diesem Sinne bleibt nur eines zu sagen: Ich freue mich, dass ich morgen bei euch 

auf diesem komischen Meldeportal stehe. Der Gesetzentwurf ist abzulehnen, weil er 

ein schöner Schmarrn ist.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Bravo! – Beifall bei den GRÜNEN, der CSU, 

den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Krahl. – 

Nächster Redner ist Herr Kollege Bernhard Pohl für die Fraktion der FREIEN WÄH-

LER.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ja, es hat schon wesentlich bessere Gesetzentwürfe in diesem Haus gegeben, wenn 

auch nicht unbedingt von der Fraktion der AfD. Was soll man zu diesem Gesetzent-

wurf sagen? – Sie wollen pauschal eine Milliarde Euro mehr in das Gesundheitssys-

tem investieren, und zwar als Transfer des Freistaates auf die kommunale Ebene. Es 

wird aber noch nicht einmal gesagt, wofür. Man kann zwischen den Zeilen lesen, dass 

Sie hier wahrscheinlich einen Verlustausgleich normieren wollen. Das steht bloß nicht 

im Gesetz. Wenn Sie sagen, dass die kreisfreien Städte und die Landkreise mit dem 

Tragen der Defizite nicht mehr zurande kommen, so ist dies zumindest zu vermuten.

Durchdacht ist das Ganze nicht; denn Sie müssten sich, wenn Sie geklärt haben, 

wofür das Geld ist, zunächst einmal Gedanken darüber machen, in welchem Umfang 

der Staat, insbesondere bei nichtkommunalen Kliniken, überhaupt berechtigt ist, Defi-

zitausgleich zu zahlen. Es gibt immerhin ein europäisches Beihilferecht. Unter Um-

ständen könnte man da ein gewisses Problembewusstsein entwickeln. Wenn man 

sagt, na ja, dann nehmen wir nur die kommunalen Krankenhäuser und lassen die an-

deren aus, stellt sich die Frage der Gleichbehandlung. Wie gesagt, der Entwurf ist ju-

ristisch nicht wirklich durchdacht.
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Außerdem nimmt er die Zuständigkeit und die Verantwortlichkeit von dem weg, der 

uns das eingebrockt hat. Das ist die Bundesebene.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Jetzt werde ich das nicht alles dem Herrn Lauterbach in die Schuhe schieben, weil der 

Herr Lauterbach ist erst vor zweieinhalb Jahren wie ein Komet, vom Fernsehstudio auf 

den Ministersessel, in dieses Amt geschwebt. Es ist vielleicht auch nicht immer rat-

sam, Ministerien nach Sendezeiten in Talkshows statt nach Kompetenz zu besetzen. 

Das ist die Verantwortlichkeit derer, die in Berlin Posten besetzen.

Jedenfalls hat Karl Lauterbach natürlich dieses Dilemma nicht allein verursacht, son-

dern das Gesundheitswesen ist seit Jahrzehnten ein Thema, das so nicht gelöst ist, 

und natürlich muss der Bund hier seiner Aufgabe nachkommen, und zwar in allen Be-

langen. Wir sagen, dass die medizinische Versorgung nach dem "Konzept Lauter-

bach" sehr stark die Spitzenmedizin, die Medizin in den Universitätsklinika, in den Vor-

dergrund rückt. Wen wundert es, dass die Großstadtparteien, die dort am Tisch sitzen, 

den ländlichen Raum nicht wirklich im Blick haben?Ich nehme das Herrn Lauterbach 

persönlich nicht übel. Wer in Leverkusen zwischen Köln und Düsseldorf wohnt, muss 

nicht zwingend den ländlichen Raum im Blick haben. Allerdings, wenn ich schon bei 

Herrn Lauterbach bin, muss ich feststellen, dass in seiner unmittelbaren Nähe drei Kli-

niken innerhalb weniger Monate die Grätsche gemacht haben. Das hätte ihm vielleicht 

auffallen können.

Natürlich kann es nicht für jede Klinik einen Bestandsschutz auf Ewigkeit geben. Das 

ist keine Frage. Aber eine flächendeckende medizinische Versorgung in einem Flä-

chenstaat wie Bayern ist natürlich eine grundlegende Herausforderung, aber auch 

eine grundlegende Verantwortung, die wir alle haben. Wir werden dieser Verantwor-

tung gerecht. In unserem Koalitionsvertrag ist die Krankenhaus-Milliarde enthalten. 

Die geht aber nicht in den Defizitausgleich, sondern in Investitionen. Die sind natürlich 

zur Erlangung einer flächendeckenden, guten medizinischen Versorgung notwendig. 
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Im internationalen Vergleich sind wir sehr gut aufgestellt – Gott sei Dank. Aber wir 

müssen selbstverständlich auch das Thema der Kosten im Blick haben. Wir geben, 

was den Freistaat Bayern betrifft, den Kommunen ausreichend Geld über den kommu-

nalen Finanzausgleich. Der kommunale Finanzausgleich wird jährlich mit den kommu-

nalen Spitzenverbänden verhandelt. Dort werden die wesentlichen und wichtigsten 

Anliegen der Kommunen besprochen und zu einem Ausgleich gebracht.

Ein Gesetzentwurf, der einen Defizitausgleich vorsieht, ist aus unserer Sicht weder 

durchdacht noch zielführend. Er perpetuiert auch Strukturen, die in den einen oder an-

deren Fällen vielleicht zu überdenken wären. Last, but not least: Ich gehe jetzt einmal 

nach Oberfranken. Wie wollen Sie es denn dort halten? Dort gibt es einen Klinikver-

bund, der sich in der Insolvenz befindet und sich gerade auflöst. Dort sind zwei Kom-

munen aus Thüringen – Sonneberg und Hildburghausen – drin. Auch diese Frage ist 

in Ihrem Gesetzentwurf nicht gelöst. Deswegen gibt es eine glatte Ablehnung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Pohl, bitte bleiben Sie am Mik-

rofon. – Es liegt eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung des Abgeordneten Andre-

as Winhart für die AfD-Fraktion vor.

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Kollege Pohl von den FREIEN WÄH-

LERN, Sie sind ans Rednerpult gegangen und haben nur Bedenken geäußert. Sie 

haben nichts Konstruktives beigetragen. Sie haben Verständnisprobleme gehabt. Sie 

hätten im Ausschuss mit uns diskutieren können, dann hätten wir es Ihnen ausführlich 

und bis ins Detail erklären können. Dafür reicht eine Minute nicht. Das Angebot war 

da.

Die Frage ist: Sind Sie überhaupt willens, dort etwas zu machen? Da Sie gerade den 

regionalen Verbund in Oberfranken ansprechen: Was haben Sie als Koalition bisher 

gemacht? Haben Sie irgendetwas in petto? – Nein, haben Sie nicht. Sie haben zuge-

schaut und freuen sich jetzt, dass Sie es den Kollegen von der Ampel-Regierung in 
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die Schuhe schieben können. Sie spielen da schon mit der Gesundheit der Menschen, 

auch in Oberfranken.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Diese letzte unverschämte Bemerkung, dass ir-

gendjemand mit der Gesundheit von Menschen spielen würde, weise ich für alle Ab-

geordneten in diesem Haus zurück.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der CSU, den GRÜNEN und der SPD)

Es ist schwierig, etwas Konstruktives aus Ihrem Gesetzentwurf zu machen. Herr Kolle-

ge Winhart, wenn ich ein Pferd vor Augen habe, dann kann ich hundertmal das Pferd 

anschauen und es beschwören und sagen: Du bist ein Esel. – Aber es bleibt halt ein 

Pferd. Mit so einem Gesetzentwurf können Sie nichts konstruktiv anfangen. Es tut mir 

herzlich leid.

(Andreas Winhart (AfD): Was haben Sie getan?)

Wenn Sie noch nicht einmal die Zuständigkeiten eines regionalen Klinikverbundes von 

der Zuständigkeit des Freistaates Bayern trennen können, dann würde ich Ihnen emp-

fehlen, einmal einen Nachhilfekurs in Kommunal- und Staatsrecht zu belegen,

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)

dann unterhalten wir uns weiter.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Widerspruch bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Pohl. – 

Der nächste Redner ist der Kollege Harry Scheuenstuhl für die SPD-Fraktion.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Herr Präsident, wertes Hohes Haus, Herr Staatssekretär! 

An dieser Stelle möchte ich mich bei allen bedanken, die im Gesundheitswesen tätig 

sind. Das hat bis jetzt gefehlt. Ich durfte erst in diesem Jahr erfahren – ich habe ein 
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neues Knie bekommen –, wie gut es bei uns in Bayern läuft. Das muss man einfach 

einmal sagen.

(Beifall bei der SPD)

Vielen Dank an alle Rettungssanitäter, an alle Helfer und die Ärzte.

Zur AfD möchte ich sagen: Sie hätten ja im Ausschuss die Chance gehabt, etwas zu 

sagen. Im Plenum spucken Sie große Töne, aber im Ausschuss sind Sie Mäuschen.

(Michael Hofmann (CSU): Richtig!)

Das ist keine Art. Das sollen die Zuschauer in Bayern und der ganzen Welt einmal er-

fahren. Sie haben null fachlichen Beitrag im Ausschuss geleistet. Das muss heute ein-

mal gesagt werden.

(Beifall bei der SPD, der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Regierungsfraktionen, damit ihr mir jetzt nicht zu 

viel Beifall klatscht, komme ich zu meinem Redebeitrag. Es geht heute zum zweiten 

Mal um einen Gesetzentwurf, der die Änderung des Bayerischen Finanzausgleichsge-

setzes vorsieht. Es handelt sich um einen Entwurf, der sich vermeintlich auf die Unter-

stützung defizitärer Krankenhäuser im Freistaat konzentriert.

Lassen Sie mich vorneweg klarstellen: Die Notwendigkeit, unser Gesundheitssystem 

zu stärken, unsere Kommunen finanziell zu entlasten und die medizinische Versor-

gung insbesondere in ländlichen Gebieten sicherzustellen, ist unbestritten. Der einge-

brachte Gesetzentwurf ist nicht nur mangelhaft ausgeführt, sondern in vieler Hinsicht 

problematisch. Der Gesetzentwurf geht die grundlegenden strukturellen Probleme un-

seres Gesundheitssystems nicht an. Stattdessen setzt er auf kurzfristige und teure 

Darlehensvergaben für die Aufrechterhaltung des Klinikbetriebs durch den Freistaat. 

Man muss ganz klar sagen: Der Staat soll die Krankenhäuser übernehmen. Für die Fi-

nanzierung der Betriebskosten sind aber die Krankenkassen bzw. indirekt natürlich der 
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Bund zuständig. Ja, es besteht dringender Handlungsbedarf: In diesem Jahr schrei-

ben 8 von 10 Krankenhäusern rote Zahlen. Die geschätzte Investitionslücke aus Bay-

ern wird 1,5 Milliarden Euro betragen.

Die SPD sowohl im Landtag als auch in der Regierungsverantwortung im Bund ver-

folgt einen ganzheitlichen Lösungsansatz mit dem jüngst im Bundestag beratenen 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz. Wir stehen vor einer tiefgründigen 

Qualitätsoffensive bezüglich der Krankenhausversorgung der letzten 20 Jahre. Diese 

Reform wird die wohnortnahe medizinische Versorgung in Bayern sicherstellen, die 

Qualität der Behandlung verbessern und das Personal in unseren Krankenhäusern 

wirksam entlasten. Wir bieten nachhaltige Lösungen an, die tatsächlich eine Entkom-

merzialisierung des Krankenhaussystems fördern und durch Vorhaltevergütungen eine 

zusätzliche Finanzstruktur schaffen. Der Staatssekretär Schöffel und die CSU versu-

chen stets, die Verantwortung auf den Bund zu schieben

(Martin Wagle (CSU): Zu Recht!)

und uns ein falsches Bild zu vermitteln. Wir akzeptieren nicht, dass Sie sich aus der 

Verantwortung stehlen und behaupten, der Bund würde sich verstecken.

(Martin Wagle (CSU): Doch!)

Das Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz ist ein klarer Beleg dafür, dass 

der Bund handelt. Die Lösung kann nicht darin bestehen, immer mehr Geld in ein defi-

zitäres System zu pumpen, sondern wir müssen eine Reform machen. Hier gilt großes 

Lob unserem Bundesgesundheitsminister Lauterbach.

(Martin Wagle (CSU): Lieber nicht! – Zurufe von der CSU und den FREIEN WÄH-

LERN)

Er versucht, mit Änderungen etwas zu erreichen. Sie haben über viele Jahre zuge-

schaut und wussten, dass die Krankenhäuser defizitär sein werden. Sie haben nichts 

gemacht.
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(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ihr 

wart auch in der Regierung!)

Jetzt müssen es die SPD, die GRÜNEN und die FDP richten.

(Widerspruch bei der CSU)

Ihr wart nicht in der Lage, den Menschen die Wahrheit zu sagen, dass es so nicht 

geht.

(Widerspruch bei der CSU)

Verweigerungshaltung bringt uns nicht weiter. Nur wenn wir die Ärmel hochkrempeln, 

kommen wir weiter.

Ich möchte noch eines zu unseren Ärzten in Bayern sagen: 12.500 sind ausländische 

Ärzte und Ärztinnen. Ich möchte ganz klar sagen: Die AfD stellt immer wieder densel-

ben Antrag, wonach gewisse Leute ausgewiesen werden sollten. Jede fünfte Pflege-

kraft hat einen Migrationshintergrund.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Kollege Scheuenstuhl, Ihre Re-

dezeit!

Harry Scheuenstuhl (SPD): Herr Präsident, wenn einer von der AfD-Fraktion einmal 

ins Krankenhaus kommt, dann soll er diesen Menschen begegnen. Ich hoffe auf eine 

Zwischenbemerkung.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es gibt leider keine Zwischenbemer-

kung, auch wenn Sie darauf hoffen. Vielen Dank, Herr Kollege Scheuenstuhl.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Das nächste Mal!)
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Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und 

Finanzfragen empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion auf Druck-

sache 19/1985 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-

Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind alle anderen Fraktionen. Enthaltungen? – Keine. 

Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.
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